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Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 15/4076 

zur Neuordnung des Bayerischen Disziplinarrechts 
und zur Änderung weiterer Vorschriften (Bayeri-
sches Disziplinargesetz - BayDG) 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Christa Naaß, 
Stefan Schuster, Reinhold Strobl u.a. SPD 
Drs. 15/4182 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Neu-
ordnung des Bayerischen Disziplinarrechts und zur 
Änderung weiterer Vorschriften (Bayerisches Dis-
ziplinargesetz - Bay DG) 
(Drs. 15/4076) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten 
Prof. Dr. Walter Eykmann, Ingrid Heckner u.a. 
CSU 
Drs. 15/4210 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Neu-
ordnung des Bayerischen Disziplinarrechts und zur 
Änderung weiterer Vorschriften (Bayerisches Dis-
ziplinargesetz - BayDG) 
(Drs. 15/4076) 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Christa Naaß, 
Stefan Schuster, Reinhold Strobl u.a. SPD 
Drs. 15/4211 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Neu-
ordnung des Bayerischen Disziplinarrechts und zur 
Änderung weiterer Vorschriften (Bayerisches Dis-
ziplinargesetz - BayDG) 
(Drs. 15/4076) 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten 
Prof. Dr. Walter Eykmann, Dr. Marcel Huber, Ing-
rid Heckner u.a. CSU 
Drs. 15/4229 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Neu-
ordnung des Bayerischen Disziplinarrechts und zur 
Änderung weiterer Vorschriften (Bayerisches Dis-
ziplinargesetz - BayDG) 
(Drs. 15/4076) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung zum Gesetzentwurf mit der Maßgabe, 
dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

I. § 1 wird wie folgt geändert: 

1. Art. 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden nach dem Wort „Ver-
weis“ die Worte „oder eine Geldbuße“ 
eingefügt. 

b) In Abs. 2 werden die Worte „eine Geldbu-
ße,“ gestrichen. 

2. In Art. 17 Abs. 1 Satz 1 wird nach den Worten 
„Ein Verweis“ das Komma gestrichen, und es 
werden die Worte „darf nach drei Jahren,“ ein-
gefügt. 

3. Art. 22 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Satz 1. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Dies gilt auch für Anhörungen des Be-
amten oder der Beamtin zu möglichen 
Dienstpflichtverletzungen vor Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens, wenn er oder 
sie bei der ersten Anhörung im Diszipli-
narverfahren vom Recht, die Aussage zu 
verweigern, Gebrauch macht.“ 

4. Art. 35 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„1Die oberste Dienstbehörde kann sich jeder-
zeit über den Stand des Verfahrens unterrich-
ten und ein eingeleitetes Disziplinarverfahren 
jederzeit übernehmen.“ 

5. Art. 36 erhält folgende Fassung: 

„Art. 36 

Grenzen der erneuten Ausübung der Diszip-
linarbefugnisse 
1Die Disziplinarbehörde kann eine Entschei-
dung des oder der Dienstvorgesetzten aufheben 
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und in der Sache neu entscheiden oder Diszip-
linarklage erheben, wenn 

1. wegen desselben Sachverhalts ein rechts-
kräftiges Urteil auf Grund von tatsächli-
chen Feststellungen, die von denjenigen 
tatsächlichen Feststellungen abweichen, 
auf denen die Entscheidung beruht, ergeht 
oder  

2. ein dem Art. 66 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4, 7 und 
8 entsprechender Grund gegeben ist und 
als Disziplinarmaßnahme eine Zurückstu-
fung, eine Entfernung aus dem Beamten-
verhältnis oder eine Aberkennung des Ru-
hegehalts zu erwarten ist. 

2Hat die oberste Dienstbehörde als Dienstvor-
gesetzter entschieden, hat sie in den Fällen des 
Satzes 1 selbst zu entscheiden.“ 

6. Art. 59 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Eine Verschärfung der Disziplinarmaßnahme 
nach Art oder Höhe oder eine Erhebung der 
Disziplinarklage ist nur innerhalb von drei 
Monaten nach der Zustellung des Urteils zu-
lässig.“ 

II. § 10 wird wie folgt geändert: 

1. Es werden folgende neue Nrn. 3 und 4 einge-
fügt: 

„3.  Art. 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 2 einge-
fügt: 

„2Wahlberechtigt sind auch Beschäf-
tigte, die einem privaten Arbeitgeber 
zur Arbeitsleistung überlassen werden; 
die Vorschriften des Betriebsverfas-
sungsgesetzes bleiben unberührt.“ 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

4. Art. 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 2 einge-
fügt: 

„2Wählbar sind auch Beschäftigte, die 
nach Art. 13 Abs. 1 Satz 2 wahlbe-
rechtigt sind.“ 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.“ 

2. Die bisherigen Nrn. 3 bis 6 werden Nrn. 5 bis 
8. 

3. Es wird folgende neue Nr. 9 eingefügt: 

„9. Art. 33 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 1 einge-
fügt: 
 
„1 Hat der Personalrat drei oder mehr 

Mitglieder, ist von den Vertretern der 
stärksten Gruppe im Personalrat ein 
weiteres Mitglied als stellvertretender 
Vorsitzender in den Vorstand zu wäh-
len; bei gleicher Stärke der Gruppen 
entscheidet das Los.“ 

b) Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden 
Sätze 2 und 3. 

c) In Satz 2 (bisher Satz 1) werden die 
Worte „zwei weitere Mitglieder“ 
durch die Worte „daneben ein weiteres 
Mitglied“ ersetzt. 

d) In Satz 3 (bisher Satz 2) werden die 
Worte „eines der weiteren Vorstands-
mitglieder“ durch die Worte „das wei-
tere Vorstandsmitglied“ ersetzt.“ 

4. Die bisherige Nr. 9 (Änderung des Art. 60 
Abs. 2) wird gestrichen. 

5. Die bisherigen Nrn. 7 und 8 sowie 10 bis 15 
werden die Nrn. 10 bis 17. 

III. § 22 wird wie folgt geändert: 

1. Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Verlängerung der regelmäßigen 
Amtszeit der Personalvertretungen von vier auf 
fünf Jahre (§ 10 Nr. 7) gilt nicht für die vor In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes gewählten Perso-
nalvertretungen.“ 

2. Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Für die regelmäßigen Personalvertre-
tungswahlen 2006 ist das Bayerische Per-
sonalvertretungsgesetz und die Wahlord-
nung zum Bayerischen Personalvertre-
tungsgesetz in der mit In-Kraft-Treten 
dieses Gesetzes geltenden Fassung anzu-
wenden.“ 

Berichterstatter zu 1.,3.,5.: Dr. Marcel Huber 
Berichterstatter zu 2.,4.: Ludwig Wörner 
 
Mitberichterstatter zu 1.,3.,5.: Ludwig Wörner 
Mitberichterstatter zu 2.,4.: Dr. Marcel Huber 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 
15/4182, Drs. 15/4210, Drs. 15/4211 und Drs. 
15/4229 wurden dem Ausschuss für Fragen des öf-
fentlichen Dienstes federführend zugewiesen. 
Der Ausschuss hat eine 1. und 2. Beratung durch-
geführt. 
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Der Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit und der Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen haben den Gesetzentwurf und die 
Änderungsanträge mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen hat den Gesetzentwurf und die Än-
derungsanträge endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf und die Änderungsanträge Drs. 15/4182, Drs. 
15/4210, Drs. 15/4211 und Drs. 15/4229 in seiner 
49. Sitzung am 10. November 2005 in einer 1. Be-
ratung behandelt. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Ausschuss 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
Z u s t i m m u n g  zu I. mit folgender Abweichung 
empfohlen: 

II. 3. Es wird folgende neue Nr. 9 eingefügt: 

„9. Art. 33 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
„1Hat der Personalrat drei oder mehr 
Mitglieder, kann er aus seiner Mitte 
mit einfacher Stimmenmehrheit bis zu 
zwei weitere Mitglieder in den Vor-
stand wählen.“ 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 einge-
fügt: 
 
„2Die weiteren Vorstandsmitglieder 
können nach Maßgabe des Art. 32 
Abs. 2 Satz 1 als stellvertretende Vor-
sitzende gewählt werden.“ 

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

Hinsichtlich Ziff. 4 des Änderungsantrages Drs. 
15/4182 hat der Ausschuss e i n s t i m m i g  Zu-
stimmung, hinsichtlich Ziff. 5 e i n s t i m m i g  Zu-
stimmung zu der in der Beschlussempfehlung wie-
dergegebenen Fassung empfohlen. Im Übrigen 
wurde mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrages Drs. 15/4210 
hat der Ausschuss e i n s t i m m i g  Zustimmung 
empfohlen. Durch die Aufnahme in die Beschluss-
empfehlung hat der Änderungsantrag seine Erledi-
gung gefunden. 
 
Der Änderungsantrag auf Drs. 15/4211 wurde wie 
folgt behandelt: 

Ziff. I wurde zurückgezogen, Ziff. II für e r l e d i g t  
erklärt. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrages Drs. 15/4229 
hat der Ausschuss e i n s t i m m i g  Zustimmung 
empfohlen. Durch die Aufnahme in die Beschluss-
empfehlung hat der Änderungsantrag seine Erledi-
gung gefunden. 

3. Der Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit hat den Gesetzentwurf und die Ände-
rungsanträge Drs. 15/4182, Drs. 15/4210, Drs. 
15/4211 und Drs. 15/4229 in seiner 49. Sitzung am 
23. November 2005 mitberaten. 

Hinsichtlich des Gesetzentwurfs wurde mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses zugest immt. 
 
Hinsichtlich Ziff. 4 des Änderungsantrages Drs. 
15/4182 hat der Ausschuss e i n s t i m m i g  Zu-
stimmung, hinsichtlich Ziff. 5 e i n s t i m m i g  Zu-
stimmung zu der in der Beschlussempfehlung wie-
dergegebenen Fassung empfohlen. Im Übrigen 
wurde mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrages Drs. 15/4210 
hat der Ausschuss e i n s t i m m i g  Zustimmung 
empfohlen. Durch die Aufnahme in die Beschluss-
empfehlung hat der Änderungsantrag seine Erledi-
gung gefunden. 
 
Der Änderungsantrag auf Drs. 15/4211 wurde wie 
folgt behandelt: 
Ziff. I wurde zurückgezogen, Ziff. II für e r l e d i g t  
erklärt. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrages Drs. 15/4229 
hat der Ausschuss e i n s t i m m i g  Zustimmung 
empfohlen. Durch die Aufnahme in die Beschluss-
empfehlung hat der Änderungsantrag seine Erledi-
gung gefunden. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
hat den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge 
Drs. 15/4182, Drs. 15/4210, Drs. 15/4211 und  
Drs. 15/4229 in seiner 93. Sitzung am 01. Dezem-
ber 2005 mitberaten. 
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Hinsichtlich des Gesetzentwurfs wurde mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses z u g e s t i m m t  mit der Maßgabe, dass 
die vom federführenden Ausschuss für Fragen des 
öffentlichen Dienstes neu eingefügte Nr. 9 folgen-
de Fassung erhält: 
 
„9. Art. 33 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 1 eingefügt: 
 
„1 Hat der Personalrat drei oder mehr Mitglie-
der, ist von den Vertretern der stärksten Grup-
pe im Personalrat ein weiteres Mitglied als 
stellvertretender Vorsitzender in den Vorstand 
zu wählen; bei gleicher Stärke der Gruppen 
entscheidet das Los.“ 

b) Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden Sätze 2 
und 3. 

c) In Satz 2 (bisher Satz 1) werden die Worte 
„zwei weitere Mitglieder“ durch die Worte 
„daneben ein weiteres Mitglied“ ersetzt. 

d) In Satz 3 (bisher Satz 2) werden die Worte „ei-
nes der weiteren Vorstandsmitglieder“ durch 
die Worte „das weitere Vorstandsmitglied“ er-
setzt.“ 

Hinsichtlich Ziff. 4 des Änderungsantrages Drs. 
15/4182 hat der Ausschuss einstimmig Zustim-
mung, hinsichtlich Ziff. 5 einstimmig Zustimmung 
zu der in der Beschlussempfehlung wiedergegebe-
nen Fassung empfohlen. Im Übrigen wurde mit 
folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
Ablehnung empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 15/4210 
und Drs. 15/4229 hat der Ausschuss e i n s t i m m i g  
Zustimmung empfohlen. Durch die Aufnahme in 
die Beschlussempfehlung haben die Änderungsan-
träge ihre Erledigung gefunden. 
 
Der Änderungsantrag auf Drs. 15/4211 wurde wie 
folgt behandelt: 
Ziff. I wurde zurückgezogen, Ziff. II für e r l e d i g t  
erklärt. 
 

5. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf und die Änderungsanträge Drs. 15/4182, Drs. 
15/4210, Drs. 15/4211 und Drs. 15/4229 in seiner 
51. Sitzung am 06. Dezember 2005 in einer 2. Be-
ratung behandelt und unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme des Ausschusses für Staatshaushalt 

und Finanzfragen mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  zu der in I. wiedergegebenen Fas-
sung empfohlen. 

6. Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen hat den Gesetzentwurf und die Än-
derungsanträge Drs. 15/4182, Drs. 15/4210 und 
Drs. 15/4229 in seiner 42. Sitzung am 08. Dezem-
ber 2005 endberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses in der Fassung der 2. Beratung z u g e -
s t i m m t .  

Prof. Dr. Walter Eykmann 
Vorsitzender 
 


